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BESCHLUSS

In der Beschwerdesache

betreffend die Patentanmeldung 100 46 082.8-55

hat der 19. Senat (Technischer Beschwerdesenat) des Bundespatentgerichts auf
die mundliche Verhandlung vom 17. August 2009 unter Mitwirkung des Vorsitzen-
den Richters Dipl.-Ing. Bertl, des Richters Dr.-Ing. Kaminski, der Richterin

Kirschneck und des Richters Dipl.-Ing. J. Muller beschlossen:

Die Beschwerde wird zurtickgewiesen

BPatG 154
08.05



Grinde

Die am 15. September 2000 beim Deutschen Patent- und Markenamt eingegan-

gene Patentanmeldung mit der Bezeichnung

.verfahren und Vorrichtung zum Bearbeiten von Geldeinheiten®

wurde von der Priufungsstelle fir Klasse GO7D durch Beschluss vom
22. September 2005 mit der Begrindung zurickgewiesen, dass der Patentan-
spruch 1 nicht auf einer erfinderischer Tatigkeit beruhe. Gegen diesen Beschluss

richtet sich die Beschwerde der Anmelderin.

Der Patentanspruch 1 gemald Hauptantrag lautet mit einer eingefiigten Gliede-

rung:

1. ,Vorrichtung zum Sortieren von Geldeinheiten wie Banknoten
oder Munzen

2. mit einem Eingabefach (2) zur Aufnahme von zu sortierenden
Geldeinheiten und

3. mehreren von aul3en zuganglichen Ausgabefachern (6b, 7b,
8b, 9b, 10b) zur Entnahme der sortierten Geldeinheiten,

4. einem Transportsystem (4) zum Transport der Geldeinheiten
von dem Eingabefach (2) zu jeweils einem der Ausgabefa-
cher (6b, 7b, 8b, 9b, 10b) in Abhangigkeit von der Vorgabe ei-
ner Steuerungseinrichtung (15),
dadurch gekennzeichnet
dass die Steuerungseinrichtung (15) ausgelegt ist,

6. um in mehreren der Ausgabefacher (6b, 7b, 8b, 9b) jeweils

Geldeinheiten mehrerer unterschiedlicher Stickelungen in



jeweils einer vorgegebenen Anzahl automatisch auszugeben,

um die Geldeinheiten zu konfektionieren.”

Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag lautet (ebenfalls mit einer eingefligten
Gliederung):

a) ,Vorrichtung zum Sortieren von Banknoten mit

b) einem Eingabefach (2) zur Aufnahme von zu sortierenden
Banknoten und

c) mehreren von auf3en zuganglichen Ausgabeféchern (6b, 7b,
8b, 9b, 10b) zur Entnahme der sortierten Banknoten,

d) mindestens einer Prifeinrichtung (5), um mindestens die Sti-
ckelung und die Echtheit der zu den Ausgabefachern (6b, 7b,
gb, gb, 10b) transportierten Banknoten zu tberprifen,

e) einer Steuerungseinrichtung wenigstens zur Auswertung der
Signale von verschiedenen Sensoreinheiten der Prifeinrich-
tung (5), und

f) einem Transportsystem (4) zum Transport der Banknoten von
dem Eingabefach (2) zu jeweils einem der Ausgabefa-
cher (6b, 7b, 8b, 9b, 10b) in Abhangigkeit von der Vorgabe der
Steuerungseinrichtung (15),
dadurch gekennzeichnet, dass

g) die Steuerungseinrichtung (15) ausgelegt ist, in einem ersten
Betriebsmodus flr mehrere der Ausgabefacher Daten Uber in
diese jeweils auszugebende Banknoten unterschiedlicher Sti-
ckelungen in jeweils einer vorgegebenen Anzahl zu speichern
und um in die mehreren der Ausgabefacher (6b, 7b, 8b, 9b)
jeweils die Banknoten der unterschiedlichen Stickelungen in
jeweils der vorgegebenen Anzahl automatisch auszugeben,

um die Geldeinheiten zu konfektionieren, und



h) in einem zweiten Betriebsmodus eingegebene Banknoten

nach Stiickelung oder Echtheit zu trennen.”

Der Anmeldung liegt die Aufgabe zugrunde, eine Vorrichtung zum Bearbeiten von
Geldeinheiten wie Banknoten oder Miinzen, bereitzustellen, die fir weitere An-

wendungen geeignet ist (Beschreibung S. 2 Abs. 3).

Die Anmelderin macht insbesondere geltend, dass der Gegenstand des Patentan-
spruchs 1 einen technischen Gegenstand betreffe, eine Gewichtung von techni-
schen und nichttechnischen Merkmalen sei nicht zulassig. Die Entscheidung der

Prufungsstelle beruhe auf einer riickschauenden Betrachtung.

Die Anmelderin stellt den Antrag,

den angefochtenen Beschluss der Prufungsstelle aufzuheben und
das Patent mit folgenden Unterlagen zu erteilen:

Patentanspriiche 1 bis 11, eingereicht mit Schriftsatz vom
15. November 2001,
mit anzupassender Bezeichnung und Beschreibung,

Zeichnung, Figur 1 vom Anmeldetag 15. September 2000.

hilfsweise

Patentanspriiche 1 bis 11 gemald Hilfsantrag, eingereicht in der
mundlichen Verhandlung,

mit anzupassender Bezeichnung und Beschreibung,

Zeichnung, Figur 1 vom Anmeldetag 15. September 2000.



Die frist- und formgerecht erhobene Beschwerde ist zulassig. Sie hat jedoch kei-
nen Erfolg, da der Gegenstand des Patentanspruchs 1 nach Hauptantrag nach § 1
Abs. 3 Nr. 3, Abs. 4 PatG nicht patentfahig ist und der Gegenstand des Patentan-
spruchs 1 nach Hilfsantrag nicht auf einer erfinderischen Téatigkeit beruht (8 4
PatG).

Der Patentanspruch 1 betrifft nach seinem Oberbegriff eine Vorrichtung zum Sor-
tieren von Geldeinheiten wie Banknoten oder Minzen, wie sie aus der im Pri-
fungsverfahren genannten Druckschrift DE 34 12 726 C2 bekannt ist (vgl. Be-
zeichnung i. V. m. S. 2 Z. 59). Diese weist ein Eingabefach (12) auf, zur Aufnahme
von zu sortierenden Geldeinheiten und mehrere von auf3en zuganglichen Ausga-
befachern (18, 20, 22) zur Entnahme der sortierten Geldeinheiten. Es ist auch ein
Transportsystem (30) zum Transport der Geldeinheiten von dem Eingabefach (12)
zu jeweils einem der Ausgabefacher (18, 20, 22) in Abhangigkeit von der Vorgabe

einer Steuerungseinrichtung (Fig. 4, S. 4 Abs. 3) vorgesehen.

Im Unterschied hierzu ist die anspruchsgemale Steuerungseinrichtung ausgelegt
um in mehreren der Ausgabefacher (6b, 7b, 8b, 9b) jeweils Geldeinheiten mehre-
rer unterschiedlicher Stickelungen in jeweils einer vorgegebenen Anzahl automa-
tisch auszugeben, um die Geldeinheiten zu konfektionieren. Diese Arbeitsweise
wird durch eine spezielles Programm erreicht, wie aus den urspringlichen Unter-
lagen (S.4 Z. 7 und S. 17 Z. 18) hervorgeht, und mit dem auch bestehende Sys-

teme nachgerustet werden konnen.

Somit weist der Patentanspruch 1 technische und nichttechnische Merkmale auf,
die nicht gewichtet werden dirfen, die Technizitat nach 8 1 Abs. 1 PatG ist somit
gegeben  (BGH  Steuerungseinrichtung  fir  Untersuchungsmodalitaten,
BIPMZ 2009, 183, 184 li. Sp. Abs. 2).



Bei der weiteren Untersuchung der Patentfahigkeit nach 8 1 Abs. 3 Nr. 3, Abs. 4
PatG) ist die Frage, ob ein angemeldeter Patentanspruch die erforderliche Pa-
tentfahigkeit aufweist nicht allein nach der Kategorie des Anspruchs und nicht un-
abhangig davon zu beantworten was nach der beanspruchten Lehre im Vorder-
grund steht (BGH Suche fehlerhafter Zeichenketten GRUR 2002, 143, 145
re. Sp.).

Nach BGH (Steuerungseinrichtung fur Untersuchungsmodalitidten a. a. O. 184,
li. Sp. Abs. 3) muss eine Anmeldung, die ein Computerprogramm oder ein durch
Software realisiertes Verfahren zum Gegenstand hat, Gber die fur die Patentfahig-
keit unabdingbare Technizitat hinaus bestimmende Anweisungen enthalten, wel-
che die Losung eines konkreten technischen Problems mit technischen Mitteln
zum Gegenstand haben. Wegen des Patentierungsausschlusses von Computer-
programmen als solchen (8 1 Abs. 3 Nr. 3 PatG) vermégen regelmafig erst solche
Anweisungen die Patentfahigkeit eines Verfahrens zu begrinden, welche eine
Problemlésung mit solchen Mitteln zum Gegenstand hat. Nicht der Einsatz eines
Computerprogramms selbst, sondern die Lésung eines solchen Problems mit Hilfe
eines (programmierten) Computers kann vor dem Hintergrund des Patentierungs-
verbotes eine Patentfahigkeit zur Folge haben. Das hat zur Folge, dass bei der
Prufung von Neuheit und erfinderischer Tatigkeit diese Problemldsung in den Blick
zu nehmen ist. Aul3erhalb der Technik liegende Anweisungen genlgen in diesem
Zusammenhang grundsatzlich nicht; sie sind nur in dem Umfang von Bedeutung in
dem sie auf die Losung des technischen Problems mit technischen Mitteln Einfluss
nehmen (BGHZ 149, 68 - Suche fehlerhafter Zeichenketten; 159, 197 - elektroni-
scher Zahlungsverkehr). Schutzféahig ist eine solche Lehre vielmehr erst dann,

wenn die Losung des konkreten technischen Problems neu und erfinderisch ist.

Das hier vorliegende Problem liegt, wenn die in der Beschreibung angefiihrte Auf-
gabenstellung objektiv ausgelegt wird, darin eine spezielle Sortierung der Bank-
noten vorzunehmen, wie sie bei verschiedenen Anwendungen aus dem taglichen

Leben bendtigt werden. Eine Sortierung der Banknoten vorzunehmen, wie sie



z. B. als Wechselgeld einer Kasse oder an einem Bankschalter vorzuhalten ist, ist
kein technisches Problem, sondern eine kaufménnische-organisatorische Frage.
Nachdem kein technisches Problem zu l6sen ist, stellen sich Fragen nach der
Neuheit und der erfinderischen Tatigkeit im vorliegenden Fall nicht, zumal sie auch

nicht gegeben sind.

Der Gegenstand des Patentanspruchs 1 nach Hauptantrag wird somit von dem
Patentierungsausschluss nach 8 1 Abs. 3 Nr. 3, Abs. 4 PatG erfasst. Der Patent-

anspruch 1 ist deshalb nicht gewahrbar.

Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag ist nach 8§ 4 PatG nicht patentfahig.

Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag unterscheidet sich von dem nach Haupt-
antrag durch die Merkmale d, e und h. Die Merkmale a, b, ¢ und f sind, wie zum
Hauptantrag ausgefuhrt, aus der DE 34 12 726 C2 bekannt.

Nach Merkmal g erfolgt die Sortierung derart, dass in die mehreren der Ausgabe-
facher jeweils die Banknoten der mehreren unterschiedlichen Stiickelungen in je-
weils der vorgegebenen Anzahl automatisch ausgegeben werden, um die Geld-

einheiten zu konfektionieren.

Dies Vorgehensweise entspricht dem, was im Alltagsleben regelmallig durchge-
fuhrt wird, z. B. wenn sich Bankkunden Geldbetrdge in von ihnen gewiinschten
Stuckelung auszahlen lassen. Diese Arbeitsweise auf eine Steuerungseinrichtung
zu Ubertragen bedarf es keiner erfinderischen Tatigkeit, vor allem da in der ge-
samten Anmeldung kein zusétzlichen Angaben enthalten sind, die die technische
Realisierung naher definieren. Eine ex-post-Betrachtung durch die Prufungsstelle

ist dabei nicht zu erkennen.

Die Merkmale d, e und h sind auf die Erkennung der Stiickelung und auch auf die

Erkennung der Echtheit der Banknoten gerichtet. Da fir die Erkennung der Echt-



heit einer Banknote die Erfassung und Bewertung physikalischer Besonderheiten
(z. B. eingebrachter Metallfaden, Hologramme, Strukturen im Notenmaterial
u.s.w.) erfordert, liegt hier nicht der Ausschlusstatbestand gemaf3 § 1 Abs. 3
Nr. 3, Abs. 4 PatG vor.

Jedoch geben sie dem Fachmann lediglich den Hinweis auf eine Vorgehensweise,
wie sie bei jedem Bankschalter immer vorgenommen wird, ohne auf irgendwelche
technischen Einzelheiten einzugehen. Fir den Fachmann bedarf es jedoch keiner
erfinderischen Tatigkeit, Arbeitsschritte aus dem taglichen Leben bei einer Vor-
richtung vorzusehen, ohne néahere technische Malinahmen hierfir zu offenbaren.
Der Patentanspruch 1 gemal Hilfsantrag 1 ist deshalb nicht gewahrbar.

Mit den nicht gewahrbaren Patentansprichen 1 nach Hauptantrag und Hilfsantrag
fallen auch die auf sie riickbezogenen Unteranspriiche.

Bertl Dr. Kaminski Kirschneck J. Mller

Pr
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Beschluss





In der Beschwerdesache





betreffend die Patentanmeldung 100 46 082.8-55





…











hat der 19. Senat (Technischer Beschwerdesenat) des Bundespatentgerichts auf die mündliche Verhandlung vom 17. August 2009 unter Mitwirkung des Vorsitzen­den Richters Dipl.-Ing. Bertl, des Richters Dr.-Ing. Kaminski, der Richterin Kirschneck und des Richters Dipl.-Ing. J. Müller beschlossen:





Die Beschwerde wird zurückgewiesen



Gründe





I. 





Die am 15. September 2000 beim Deutschen Patent- und Markenamt eingegan­gene Patentanmeldung mit der Bezeichnung





„Verfahren und Vorrichtung zum Bearbeiten von Geldeinheiten“





wurde von der Prüfungsstelle für Klasse G07D durch Beschluss vom 22. September 2005 mit der Begründung zurückgewiesen, dass der Patentan­spruch 1 nicht auf einer erfinderischer Tätigkeit beruhe. Gegen diesen Beschluss richtet sich die Beschwerde der Anmelderin.





Der Patentanspruch 1 gemäß Hauptantrag lautet mit einer eingefügten Gliede­rung:





			„Vorrichtung zum Sortieren von Geldeinheiten wie Banknoten oder Münzen


			mit einem Eingabefach (2) zur Aufnahme von zu sortierenden Geldeinheiten und





mehreren von außen zugänglichen Ausgabefächern (6b, 7b, 8b, 9b, 10b) zur Entnahme der sortierten Geldeinheiten,


einem Transportsystem (4) zum Transport der Geldeinheiten von dem Eingabefach (2) zu jeweils einem der Ausgabefä­cher (6b, 7b, 8b, 9b, 10b) in Abhängigkeit von der Vorgabe ei­ner Steuerungseinrichtung (15),


	dadurch gekennzeichnet


			dass die Steuerungseinrichtung (15) ausgelegt ist,





um in mehre­ren der Ausgabefächer (6b, 7b, 8b, 9b) jeweils Geldein­heiten mehrerer unterschiedlicher Stückelungen in jeweils ei­ner vorgegebenen Anzahl automatisch auszugeben, um die Geldeinheiten zu konfektionieren.“





Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag lautet (ebenfalls mit einer eingefügten Gliederung):





			„Vorrichtung zum Sortieren von Banknoten mit





einem Eingabefach (2) zur Aufnahme von zu sortierenden Bank­noten und


mehreren von außen zugänglichen Ausgabefächern (6b, 7b, 8b, 9b, 10b) zur Entnahme der sortierten Banknoten,


mindestens einer Prüfeinrichtung (5), um mindestens die Stü­ckelung und die Echtheit der zu den Ausgabefä­chern (6b, 7b, gb, gb, 10b) transportierten Banknoten zu überprüfen,


einer Steuerungseinrichtung wenigstens zur Auswertung der Signale von verschiedenen Sensoreinheiten der Prüfeinrich­tung (5), und


einem Transportsystem (4) zum Transport der Banknoten von dem Eingabefach (2) zu jeweils einem der Ausgabefä­cher (6b, 7b, 8b, 9b, 10b) in Abhängigkeit von der Vorgabe der Steuerungseinrichtung (15),


	dadurch gekennzeichnet, dass


			die Steuerungseinrichtung (15) ausgelegt ist, in einem ersten Betriebsmodus für mehrere der Ausgabefächer Daten über in diese jeweils auszugebende Banknoten unterschiedlicher Stü­ckelungen in jeweils einer vorgegebenen Anzahl zu speichern und um in die mehreren der Ausgabefä­cher (6b, 7b, 8b, 9b) jeweils die Banknoten der unterschiedlichen Stückelungen in jeweils der vorgegebenen Anzahl automatisch auszugeben, um die Geldeinheiten zu konfektionieren, und


			
in einem zweiten Betriebsmodus eingegebene Banknoten nach Stückelung oder Echtheit zu trennen.“








Der Anmeldung liegt die Aufgabe zugrunde, eine Vorrichtung zum Bearbeiten von Geldeinheiten wie Banknoten oder Münzen, bereitzustellen, die für weitere An­wendungen geeignet ist (Beschreibung S. 2 Abs. 3).





Die Anmelderin macht insbesondere geltend, dass der Gegenstand des Patentan­spruchs 1 einen technischen Gegenstand betreffe, eine Gewichtung von techni­schen und nichttechnischen Merkmalen sei nicht zulässig. Die Entscheidung der Prüfungsstelle beruhe auf einer rückschauenden Betrachtung.





Die Anmelderin stellt den Antrag,





den angefochtenen Beschluss der Prüfungsstelle aufzuheben und das Patent mit folgenden Unterlagen zu erteilen:





Patentansprüche 1 bis 11, eingereicht mit Schriftsatz vom 15. November 2001,


mit anzupassender Bezeichnung und Beschreibung,


Zeichnung, Figur 1 vom Anmeldetag 15. September 2000.





hilfsweise


Patentansprüche 1 bis 11 gemäß Hilfsantrag, eingereicht in der mündlichen Verhandlung,


mit anzupassender Bezeichnung und Beschreibung,


Zeichnung, Figur 1 vom Anmeldetag 15. September 2000.



II.





Die frist- und formgerecht erhobene Beschwerde ist zulässig. Sie hat jedoch kei­nen Erfolg, da der Gegenstand des Patentanspruchs 1 nach Hauptantrag nach § 1 Abs. 3 Nr. 3, Abs. 4 PatG nicht patentfähig ist und der Gegenstand des Patentan­spruchs 1 nach Hilfsantrag nicht auf einer erfinderischen Tätigkeit beruht (§ 4 PatG).





Der Patentanspruch 1 betrifft nach seinem Oberbegriff eine Vorrichtung zum Sor­tieren von Geldeinheiten wie Banknoten oder Münzen, wie sie aus der im Prü­fungsverfahren genannten Druckschrift DE 34 12 726 C2 bekannt ist (vgl. Be­zeichnung i. V. m. S. 2 Z. 59). Diese weist ein Eingabefach (12) auf, zur Aufnahme von zu sortierenden Geldeinheiten und mehrere von außen zugänglichen Ausga­befächern (18, 20, 22) zur Entnahme der sortierten Geldeinheiten. Es ist auch ein Transportsystem (30) zum Transport der Geldeinheiten von dem Eingabefach (12) zu jeweils einem der Ausgabefä­cher (18, 20, 22) in Abhängigkeit von der Vorgabe einer Steuerungseinrichtung (Fig. 4, S. 4 Abs. 3) vorgesehen.





Im Unterschied hierzu ist die anspruchsgemäße Steuerungseinrichtung ausgelegt um in mehreren der Ausgabefächer (6b, 7b, 8b, 9b) jeweils Geldeinheiten mehre­rer unterschiedlicher Stückelungen in jeweils einer vorgegebenen Anzahl automa­tisch auszugeben, um die Geldeinheiten zu konfektionieren. Diese Arbeitsweise wird durch eine spezielles Programm erreicht, wie aus den ursprünglichen Unter­lagen (S. 4 Z. 7 und S. 17 Z. 18) hervorgeht, und mit dem auch bestehende Sys­teme nachgerüstet werden können.





Somit weist der Patentanspruch 1 technische und nichttechnische Merkmale auf, die nicht gewichtet werden dürfen, die Technizität nach § 1 Abs. 1 PatG ist somit gegeben (BGH Steuerungseinrichtung für Untersuchungsmodalitäten, BlPMZ 2009, 183, 184 li. Sp. Abs. 2).



Bei der weiteren Untersuchung der Patentfähigkeit nach § 1 Abs. 3 Nr. 3, Abs. 4 PatG) ist die Frage, ob ein angemeldeter Patentanspruch die erforderliche Pa­tentfähigkeit aufweist nicht allein nach der Kategorie des Anspruchs und nicht un­abhängig davon zu beantworten was nach der beanspruchten Lehre im Vorder­grund steht (BGH Suche fehlerhafter Zeichenketten GRUR 2002, 143, 145 re. Sp.).





Nach BGH (Steuerungseinrichtung für Untersuchungsmodalitäten a. a. O. 184, li. Sp. Abs. 3) muss eine Anmeldung, die ein Computerprogramm oder ein durch Software realisiertes Verfahren zum Gegenstand hat, über die für die Patentfähig­keit unabdingbare Technizität hinaus bestimmende Anweisungen enthalten, wel­che die Lösung eines konkreten technischen Problems mit technischen Mitteln zum Gegenstand haben. Wegen des Patentierungsausschlusses von Computer­programmen als solchen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 PatG) vermögen regelmäßig erst solche Anweisungen die Patentfähigkeit eines Verfahrens zu begründen, welche eine Problemlösung mit solchen Mitteln zum Gegenstand hat. Nicht der Einsatz eines Computerprogramms selbst, sondern die Lösung eines solchen Problems mit Hilfe eines (programmierten) Computers kann vor dem Hintergrund des Patentierungs­verbotes eine Patentfähigkeit zur Folge haben. Das hat zur Folge, dass bei der Prüfung von Neuheit und erfinderischer Tätigkeit diese Problemlösung in den Blick zu nehmen ist. Außerhalb der Technik liegende Anweisungen genügen in diesem Zusammenhang grundsätzlich nicht; sie sind nur in dem Umfang von Bedeutung in dem sie auf die Lösung des technischen Problems mit technischen Mitteln Einfluss nehmen (BGHZ 149, 68 - Suche fehlerhafter Zeichenketten; 159, 197 - elektroni­scher Zahlungsverkehr). Schutzfähig ist eine solche Lehre vielmehr erst dann, wenn die Lösung des konkreten technischen Problems neu und erfinderisch ist.





Das hier vorliegende Problem liegt, wenn die in der Beschreibung angeführte Auf­gabenstellung objektiv ausgelegt wird, darin eine spezielle Sortierung der Bank­noten vorzunehmen, wie sie bei verschiedenen Anwendungen aus dem täglichen Leben benötigt werden. Eine Sortierung der Banknoten vorzunehmen, wie sie z. B. als Wechselgeld einer Kasse oder an einem Bankschalter vorzuhalten ist, ist kein technisches Problem, sondern eine kaufmännische-organisatorische Frage. Nachdem kein technisches Problem zu lösen ist, stellen sich Fragen nach der Neuheit und der erfinderischen Tätigkeit im vorliegenden Fall nicht, zumal sie auch nicht gegeben sind.





Der Gegenstand des Patentanspruchs 1 nach Hauptantrag wird somit von dem Patentierungsausschluss nach § 1 Abs. 3 Nr. 3, Abs. 4 PatG erfasst. Der Patent­anspruch 1 ist deshalb nicht gewährbar.





Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag ist nach § 4 PatG nicht patentfähig.





Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag unterscheidet sich von dem nach Haupt­antrag durch die Merkmale d, e und h. Die Merkmale a, b, c und f sind, wie zum Hauptantrag ausgeführt, aus der DE 34 12 726 C2 bekannt.





Nach Merkmal g erfolgt die Sortierung derart, dass in die mehreren der Ausgabe­fächer jeweils die Banknoten der mehreren unterschiedlichen Stückelungen in je­weils der vorgegebenen Anzahl automatisch ausgegeben werden, um die Geld­einheiten zu konfektionieren.





Dies Vorgehensweise entspricht dem, was im Alltagsleben regelmäßig durchge­führt wird, z. B. wenn sich Bankkunden Geldbeträge in von ihnen gewünschten Stückelung auszahlen lassen. Diese Arbeitsweise auf eine Steuerungseinrichtung zu übertragen bedarf es keiner erfinderischen Tätigkeit, vor allem da in der ge­samten Anmeldung kein zusätzlichen Angaben enthalten sind, die die technische Realisierung näher definieren. Eine ex-post-Betrachtung durch die Prüfungsstelle ist dabei nicht zu erkennen.





Die Merkmale d, e und h sind auf die Erkennung der Stückelung und auch auf die Erkennung der Echtheit der Banknoten gerichtet. Da für die Erkennung der Echt­heit einer Banknote die Erfassung und Bewertung physikalischer Besonderheiten (z. B. eingebrachter Metallfäden, Hologramme, Strukturen im Notenmaterial u. s. w.) erfordert, liegt hier nicht der Ausschlusstatbestand gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 3, Abs. 4 PatG vor.





Jedoch geben sie dem Fachmann lediglich den Hinweis auf eine Vorgehensweise, wie sie bei jedem Bankschalter immer vorgenommen wird, ohne auf irgendwelche technischen Einzelheiten einzugehen. Für den Fachmann bedarf es jedoch keiner erfinderischen Tätigkeit, Arbeitsschritte aus dem täglichen Leben bei einer Vor­richtung vorzusehen, ohne nähere technische Maßnahmen hierfür zu offenbaren.





Der Patentanspruch 1 gemäß Hilfsantrag 1 ist deshalb nicht gewährbar.





Mit den nicht gewährbaren Patentansprüchen 1 nach Hauptantrag und Hilfsantrag fallen auch die auf sie rückbezogenen Unteransprüche.








Bertl


Dr. Kaminski


Kirschneck


J. Müller





Pr
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